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Der�steuerberater�fragt,�Der�strafverteiDiger�antwortet

Kein Vorsteuerabzug des steuerberaters  
aus strafverteidigungskosten
von�ra�stb�Dr.�Karsten�Kolbe,�flick�gocke�schaumburg,�bonn

|� soweit�gegenüber�dem�steuerpflichtigen�das�steuerstrafrechtliche�ermitt­
lungsverfahren�eingeleitet�wird,�geschieht�dies�immer�häufiger�auch�gegen­
über� dem� steuerberater� mit� der� begründung,� dieser� habe� zur� steuer­
hinterziehung� seines� Mandanten� beihilfe� geleistet.� sei� dieser� vorwurf� von�
seiten�der�strafrechtlichen�ermittlungsbehörden�auch�noch�so�konstruiert,�
so� ist�der�steuerberater� in�dieser�situation�doch�gut�beraten,� sich� zeitnah�
versierter�unterstützung�zu�vergewissern,�um�das�verfahren�frühzeitig�in�die�
richtigen�bahnen�zu�lenken�und�den�tatvorwurf�zu�entkräften.� |

f r AG e  D e s  s T e u e r B e r AT e r s :  Zu meinem Leidwesen bin ich 
 Beschuldigter in einem strafrechtlichen Ermittlungsverfahren. Der Tatvorwurf 
findet seinen Ursprung in meiner ureigensten Tätigkeit als Steuerberater,  nämlich 
der Mandantenbetreuung nach bestem Wissen und Gewissen. Die Vorwürfe sind 
unhaltbar. Um die Angelegenheit schnellstmöglich zu bereinigen, lasse ich mich 
durch einen auf den Bereich der Steuerstrafverteidigung spezialisierten Anwalt 
vertreten. Um die finanziellen Belastungswirkung des insgesamt unschönen 
 Verfahrens möglichst gering zu halten, möchte ich die durch den Strafverteidiger 
in Rechnung gestellte Umsatzsteuer als Vorsteuer erstattet erhalten. Das mehr-
wertsteuerliche Postulat der Neutralität der Umsatzsteuer für den Unternehmer 
erfordert die Abzugsfähigkeit von Umsatzsteuerbelastungen, die durch die wirt-
schaftliche Tätigkeit veranlasst wurden. Kann ich die Umsatzsteuer für Strafver-
teidigerkosten daher als umsatzsteuerneutral behandeln?

A N T W o r T  D e s  V e r T e I D I G e r s : � vom� juristischen� bauchgefühl� her�
würde�man�vermuten,�dass�die�umsatzsteuer�auf�rechtsanwaltskosten,�die�
für� den� rechtsbeistand� in� einem� strafrechtlichen� ermittlungs�verfahren�
ange�fallen� ist,� als� vorsteuer� abziehbar� ist.� Dies� gilt� insbesondere� aus� der�
sicht�des�belangten�steuerberaters,�der�sich�in�einer�vielzahl�der�fälle�nicht�
den� geringsten� vorwurf� machen� kann� und� die� umsatzsteuerbelastete� ein­
gangsrechnung�als�notwendigen�Kostenbestandteil�seiner��unternehmerischen�
Kalkulation� verstehen� darf.� Die� Zuhilfenahme� eines� rechtsbeistands� ist�
erkenn�bar�förderlich,�nicht�zuletzt�wegen�der�unliebsamen�berufsrechtlichen�
Konsequenzen,� die� ein� strafrechtliches� ermittlungsverfahren� nach� sich�
�ziehen�kann.�Der�Leistungsbezug�steht�aus�sicht�des�steuerberaters�objektiv�
im� wirtschaftlichen� Zusammenhang� mit� der� freiberuflichen� tätigkeit� des�
steuerberaters.� eine� vorsteuerschädliche� „private“� veranlassung� ist� nicht�
gegeben.�Zudem�dient�das�entkräften�des�strafrechtlich­relevanten�vorwurfs�
der�wiederherstellung�der�unternehmerischen�reputation.�

vor�diesem�hintergrund�hatte�noch�das�fg�Köln�(30.6.09,�8�K�1265/07,�efg�11,�
192)�entschieden,�dass�der�vorsteueranspruch�im�zu�entscheidenden�fall�vor­
liege.�Dies�entsprach�der�bis�dahin�geübten�Praxis�und�der�bis�dato��ergangenen�
gesicherten�rechtsprechung�(beckschäfer,�Zwh�13,�326).�Der�bfh�als�rechts­

stB wird der Beihilfe 
angeklagt, frage nach 
Vorsteuerabzug aus 
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mittelinstanz�legte�den�fall�dem�euGh�zur��Vorabentscheidung�vor.�schon�der�
Verfahrensgang� unter� Beteiligung� mehrerer� rechtsinstanzen� bis� hoch� zum�
euGh�zeigt,�dass�die�frage�schwieriger�zu�beantworten�ist,�als�es�zunächst�
scheint.�

Der�euGh�(21.2.13,�c-104/12,�Pstr�13,�84)�vermochte�sich�der�rechtsansicht�
des� fG� Köln� nicht� anzuschließen.� ein� Vorsteueranspruch� scheidet� mithin�
aus.�entscheidend�war�für�den�euGh,�dass�anwaltsdienstleistungen�in�erster�
Linie� direkt� und� unmittelbar� dem� schutz� der� privaten� interessen� des�
�Beschuldigten�dienen�(Kaiser,�Pstr�13,�84).�trotz�des�zugestandenen�Kausal-
zusammenhangs�zwischen�den�anwaltskosten�und�den�ausgangsleistungen�
des�steuerberaters�stellte�der�euGh�in�erster�Linie�auf�den�„objektiven��inhalt“�
der�anwaltlichen�Beratungsleistung�ab.�Diese�dienten�der�Vermeidung�der�
Bestrafung,�was�direkt�und�unmittelbar�dem�privaten�interesse�an�straflosig-
keit�diene�und�nicht�den�unternehmerischen�interessen�des�Mandanten.

Wenngleich�der�fall,�welcher�der�entscheidung�des�euGh�zugrunde�lag,�den�
Vorsteuerabzug� eines� unternehmens� betraf,� dessen� Organ� die� anwalts-
leistungen�in�anspruch�genommen�hat,�geht�die�reichweite�dieser�entschei-
dung�doch�über�diese�fallgestaltung�hinaus.�eine�Differenzierung�danach,�ob�
es�sich�bei�den�„privaten�interessen“,�die�durch�die�anwaltsleistung�geschützt�
werden,� um� die� eines� Geschäftsführers� einer� juristischen� Person� oder� die�
eines�einzelunternehmers�handelt,�ist�nicht�möglich�(Bfh�11.4.13,�V�r�29/10,�
Pstr�13,�221;�Beckschäfer,�a.a.O.).

Die�Versagung�des�Vorsteueranspruchs�wird�in�der�sekundärliteratur�als�ver-
fehlt�erachtet,�als�resultat�einer�ergebnisorientierten�und�systematisch�nur�
schwer� nachzuvollziehenden� argumentation,� die� das� vorsteuerrelevante�
�erfordernis�der�„direkten�und�unmittelbaren“�Zuordnung�als�reine��Leerformel�
erscheinen�lasse,�zumal�gerade�für�den�belangten�steuerberater�der�untrenn-
bare�Zusammenhang�zwischen� inhalt�und�entstehungsgrund�der�anwalts-
leistung� eindeutig� bejaht� werden� muss� (Winter,� Mwstr� 13,� 522).� Der� euGh�
missachte,�dass�die�individualverteidigung�–�gerade�bei�der�Verteidigung��von�
angehörigen� der� steuerberatenden� Berufe� –� sowohl� im� ermittlungs-� als�
auch�im�hauptverfahren�immer�auch�der�Wiederherstellung�der�unternehmer-
ischen�integrität�dient�(Beckschäfer,�a.a.O.).

Praxishinweis  |�es�wäre�für�den�strafrechtlich�und�berufsrechtlich�belangten�
steuerberater�eine�groteske�folge,�wenn�der�tatbestandliche�ausgangsvorwurf�
der�steuerhinterziehung�inhaltlich�erweitert�würde�um�den�Vorwurf�der�unrecht-
mäßigkeit� der� in� abzug� gebrachten� Vorsteuer.� Die� schlimmstmögliche� Konse-
quenz�wäre�indes,�wenn�sich�der�ausgangs�vorwurf�nicht�erhärtet,�im�Gegenzug�
aber�die�umsatzsteuerhinterziehung�strafrechtlich�zur�ahnung�gebracht�würde.

↘↘ WeiterführenDe�hinWeise

• Kaiser, GmbH: Kein Vorsteuerabzug aus Strafverteidigungskosten des  Geschäftsführers, 
PStR 13, 84 f.

• Schott, Kein Vorsteuerabzug aus Strafverteidigungskosten, PStR 13, 221 f.

euGh: Vorsteuer­
anspruch scheidet 
aus, da interesse  
an straflosigkeit 
privater natur ist

argumentation nicht 
nachzuvollziehen, 
denn inhalt und 
entstehungsgrund ...

... der anwalts­
leistung sind 
untrennbar 
verbunden

fazit: Vorsteuer nicht 
in abzug bringen!
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